
Allgemeines Haushaltsrecht H 05 01
BHO

VV-BHO
16. Mai 2001 § 38

93

Vorschriftensammlung
Bundesfinanzverwaltung

§ 38 - Verpflichtungsermächtigungen
(1) Maßnahmen, die den Bund zur Leistung von Ausgaben in künftigen Haushalts-
jahren verpflichten können, sind nur zulässig, wenn der Haushaltsplan dazu ermäch-
tigt. Im Falle eines unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedarfs kann das Bun-
desministerium der Finanzen Ausnahmen zulassen; § 37 Abs. 1 Satz 3 ist ent-
sprechend anzuwenden. Eines Nachtragshaushaltsgesetzes bedarf es nicht, wenn
im Einzelfall der Gesamtbetrag der überplanmäßigen oder außerplanmäßigen Ver-
pflichtungsermächtigung einen im Haushaltsgesetz festzulegenden Betrag nicht
überschreitet oder wenn Rechtsverpflichtungen zu erfüllen sind.

(2) Die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen bedarf der
Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen, wenn

1. von den in § 16 bezeichneten Angaben erheblich abgewichen werden soll oder

2. in den Fällen des § 16 Satz 2 Jahresbeträge nicht angegeben sind.

Das Bundesministerium der Finanzen kann auf seine Befugnisse verzichten.

(3) Das Bundesministerium der Finanzen ist bei Maßnahmen nach Absatz 1 von
grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeutung über den Beginn und
Verlauf von Verhandlungen zu unterrichten.

(4) Verpflichtungen für laufende Geschäfte dürfen eingegangen werden, ohne dass
die Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 vorliegen. Einer Verpflichtungsermächti-
gung bedarf es auch dann nicht, wenn zu Lasten übertragbarer Ausgaben Ver-
pflichtungen eingegangen werden, die im folgenden Haushaltsjahr zu Ausgaben füh-
ren. Das Nähere regelt das Bundesministerium der Finanzen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf Verträge im Sinne des Artikels 59 Abs. 2 Satz 1 des
Grundgesetzes nicht anzuwenden.

Zu § 38:

1 Voraussetzungen
Zu § 38 Abs. 1 Satz 1 sind die Regelungen zu den §§ 6 und 16 zu beachten.

2 Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen

2.1 Eine Verpflichtungsermächtigung ist überplanmäßig, wenn eine im Haushalts-
plan für den vorgesehenen Zweck erteilte Verpflichtungsermächtigung unter
Berücksichtigung der zur Verstärkung verwendeten deckungspflichtigen Ver-
pflichtungsermächtigungen hinsichtlich ihres Gesamtbetrages überschritten
wird (bei Überschreitung der Jahresbeträge vgl. Nr. 3).

2.2 Eine Verpflichtungsermächtigung ist außerplanmäßig, wenn im Haushaltsplan
für den vorgesehenen Zweck keine Verpflichtungsermächtigung vorgesehen
ist.

2.3 Der Antrag auf Erteilung über- und außerplanmäßiger Verpflichtungsermäch-
tigungen nach § 38 Abs. 1 Satz 2 ist nach vorgeschriebenem Muster einzu-
reichen. Das Bundesministerium der Finanzen kann seine Einwilligung zu über-
und außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigungen im Einzelfall von
Einsparungen in gleicher Höhe bei zeitlich und sachlich vergleichbaren Ver-
pflichtungsermächtigungen desselben Einzelplans abhängig machen.
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2.4 Zu § 38 Abs. 1 Satz 3 sind die Regelungen im Haushaltsgesetz zu beachten.

2.5 Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen sind, sobald die
Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen erteilt ist, der zuständigen
Kasse des Bundes durch Kassenanweisungen zu übermitteln. Für Einspa-
rungsauflagen kann ein vorläufiges VE-Deckungskonto eingerichtet werden.
Dieses Konto ist vor Abschluss der Bücher für das Haushaltsjahr mit Kassen-
anweisung durch Belastung der endgültigen Einsparungsstellen auszu-
gleichen.

3 Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen

3.1 Eine erhebliche Abweichung im Sinne des § 38 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 liegt vor,
wenn ein Jahresbetrag einer Verpflichtungsermächtigung um mehr als fünf
vom Hundert überschritten wird. Eine Überschreitung im Sinne des Satzes 1
liegt auch dann vor, wenn der Überschreitung in einem Jahr eine Unter-
schreitung in einem anderen Jahr gegenübersteht. Eine Überschreitung des
Gesamtbetrages der Verpflichtungsermächtigung fällt nicht unter § 38 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1, sondern unter § 38 Abs. 1 Satz 2 (vgl. Nr. 2).

3.2 Bei der Überschreitung eines Jahresbetrages einer Verpflichtungsermächti-
gung von mehr als fünf vom Hundert bis zehn vom Hundert ist dem Bundes-
ministerium der Finanzen eine gleichwertige Einsparung für dasselbe Haus-
haltsjahr vorzuschlagen. Dem Bundesministerium der Finanzen steht nur die
Entscheidung zu, ob der Einsparungsvorschlag zu einer gleichwertigen Ein-
sparung führt. Das Bundesministerium der Finanzen kann im Einzelfall Aus-
nahmen von der Gleichwertigkeit der Einsparung zulassen.

3.3 Bei der Überschreitung eines Jahresbetrages einer Verpflichtungsermächti-
gung um mehr als zehn vom Hundert ist dem Bundesministerium der Finan-
zen für die Entscheidung über seine Einwilligung zusätzlich zu einem gleich-
wertigen Einsparungsvorschlag für dasselbe Haushaltsjahr eine Begründung
für die Notwendigkeit der Überschreitung zu übersenden. Das Bundesminis-
terium der Finanzen kann im Einzelfall Ausnahmen von der Gleichwertigkeit
der Einsparung zulassen.

3.4 In den Fällen des § 38 Abs. 2 ist dem Bundesministerium der Finanzen für
die Entscheidung über seine Einwilligung eine Begründung für die für erfor-
derlich gehaltenen Jahresbeträge zu übersenden.

4 Maßnahmen von grundsätzlicher oder erheblicher finanzieller Bedeutung

4.1 Maßnahmen sind von grundsätzlicher Bedeutung, wenn sie eine über den
Einzelfall hinausgehende Auswirkung auf die Haushaltswirtschaft oder die
Haushaltsentwicklung haben können.

4.2 Maßnahmen sind von erheblicher finanzieller Bedeutung, wenn sie innerhalb
des Kapitels einen maßgeblichen Anteil an den veranschlagten Ver-
pflichtungsermächtigungen oder an den Ausgaben für die Jahre haben, in
denen die Verpflichtungen fällig werden sollen; das Bundesministerium der
Finanzen kann im Einvernehmen mit der für den Einzelplan zuständigen
Stelle Wertgrenzen festsetzen.

4.3 Zu den Verhandlungen nach § 38 Abs. 3 zählen auch Vorverhandlungen.
Das Bundesministerium der Finanzen ist so umfassend zu unterrichten, dass
es die finanziellen Auswirkungen des Vorhabens beurteilen kann.
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5 Verpflichtungen für laufende Geschäfte

5.1 Verpflichtungen für laufende Geschäfte im Sinne des § 38 Abs. 4 sind solche,
die sich im Rahmen der üblichen Tätigkeit der Verwaltung auf Ausgaben der
Hauptgruppe 4 und der Hauptgruppe 5 (ohne Gruppen 551 und 554 bis 559)
beziehen, ausgenommen

5.1.1 Miet- und Pachtverträge (Gruppe 518), wenn die Jahresmiete oder -pacht im
Einzelfall mehr als 240 000 Deutsche Mark (120 000 Euro) beträgt, sowie

5.1.2 Verträge oder sonstige Abmachungen mit Gutachterinnen bzw. Gutachtern,
Sachverständigen oder im Rahmen der Ressortforschung (u.a. Gruppe 526),
wenn sie im Einzelfall zu Belastungen künftiger Haushaltsjahre von mehr als
500 000 Deutsche Mark (250 000 Euro) führen,

die somit nicht als laufende Geschäfte gelten.

5.2 Soweit gegenüber einem institutionell geförderten Zuwendungsempfänger
zur Begründung gegen ihn gerichteter Versorgungsansprüche oder ver-
gleichbarer Ansprüche Zusagen gegeben werden, sind diese ebenfalls Ver-
pflichtungen für laufende Geschäfte im Sinne des § 38 Abs. 4.

6 Beschaffungsverträge
Vgl. Nr. 2.1 zu § 7.

7 Buchung eingegangener Verpflichtungen
Über eingegangene Verpflichtungen ist der zuständigen Kasse des Bundes
Buchungsanordnung zu erteilen. Das Verfahren richtet sich nach der Richt-
linie des Bundesministeriums der Finanzen nach § 71 Abs. 1 Satz 2.
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